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Bericht über die westdeutsche Menschenrechtsgruppe "Schutzkomitee für Freiheit und Sozialismus"

1976 gründete sich in der BRD die Menschenrechtsgruppe "Schutzkomitee für Freiheit und Sozialismus". Die Gruppe bemühte sich um die Freilassung
inhaftierter Künstler und Intellektueller in der DDR, weswegen die Stasi sie als "Feindorganisation" einstufte.

Im August 1975 unterzeichnete die DDR die Schlussakte der Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE). Auf dem Papier
verpflichtete sie sich damit zur Wahrung der Menschenrechte und Grundfreiheiten im Land. Nach der Unterschrift unter das Vertragswerk beauftragte
jedoch die SED ihre Geheimpolizei, unerwünschte Nebenwirkungen, wie das Beharren der Menschen auf Ausreise oder zunehmende Westkontakte, zu
bekämpfen – den Bürgern der DDR also weiterhin ihre Menschenrechte vorzuenthalten.

In der Folge beriefen sich jedoch immer mehr Menschen auf die garantierten Menschenrechte, ermutigt durch die Unterschrift der Staatsführung unter
die KSZE-Schlussakte. Es bildeten sich erste Gruppierungen und Bürgerrechtsbewegungen, zahlreiche Menschen stellten einen Antrag auf Ausreise in
den Westen. Auch in der BRD fanden sich Unterstützer zusammen, die für die Einhaltung der Menschenrechte in der DDR eintreten wollten. Das MfS
beobachtete diese Gruppen genau. Sie vermutete hinter ihren Aktivitäten gezielte Kampagnen der westlichen Regierungen, um die DDR zu
destabilisieren.

Eine dieser Gruppen war das "Schutzkomitee für Freiheit und Sozialismus". Der Westberliner Publizist Hannes Schwenger gründete die Gruppe als
Reaktion auf die Ausbürgerung von Wolf Biermann und die darauf folgende Verhaftung führender Intellektueller, etwa der Schriftsteller Jürgen Fuchs
und Gerulf Pannach. Zu den Mitgliedern zählten unter anderem Heinrich Böll, Hans Magnus Enzensberger und Friedrich Dürrenmatt, die Schauspielerin
Romy Schneider oder der Rechtsanwalt und spätere Politiker Otto Schily. Das Schutzkomitee setzte sich für die Freilassung der inhaftierten Künstler in
der DDR ein.

Das MfS stufte die Gruppe als "Feindorganisation" ein, die es zu bekämpfen galt. Die Zentrale Koordinierungsgruppe fasste dazu im vorliegenden
Dokument zunächst die Gründung und des Schutzkomitees und seine Ziele zusammen. Darauf folgen zehn Seiten, in denen das MfS minutiös
auflistete, welcher Vertreter des Komitees mit welchen DDR-Bürgern Kontakte unterhielt. Das MfS wollte so das "Netzwerk" dieser "Feindorganisation"
aufdecken, um dann "operativ" dagegen vorzugehen. Das konnte die "Zersetzung" der Organisation, das Einschleusen von Spitzeln oder
strafrechtliche Verfolgung identifizierter DDR-Bürger bedeuten.

Die Aufstellung dieser Kontakte fehlt hier. Sie enthält zahlreiche persönliche Informationen über die Beobachteten, die aus Datenschutzgründen nicht
veröffentlicht werden können.
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http://127.0.0.1/themen/lokation/DDR
http://127.0.0.1/themen/organisation/Ministerium%20f%25C3%25BCr%20Staatssicherheit
http://127.0.0.1/themen/person/Wolf%20Biermann
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